
, . 
II -11551 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR 

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN 
DVR: 0000060 

ZI.3020.05/214-I.A-GL/90 

Schriftliche Anfrage der 
Abgeordneten zum Nationalrat 
Dr. Jankowitsch und Genossen 
betreffend die Inbetriebnahme 
des Fernsehsenders "TELE MARTI" 
durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika (Nr. 5438/J-NR/1990) 

An den 

, iS. 

des Nationalrates XVII. Gesetzgebungsperiode 

Wien, am 18. Juni 1990 

S3Lt6/AB 

1990 -06- 20 
zu 51/30' IJ 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

Parlament 

1017 WIEN 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Jankowitsch und Genossen 

haben am 26. April 1990 unter der Nr. 5438/J-NR/1990 an mich eine 

schriftliche Anfrage gerichtet, welche den folgenden Wortlaut hat: 

"1. Welcher politischen Beurteilung unterziehen Sie das Vor­

gehen der Regierung der USA, durch den Betrieb einer Fernseh­

station die öffentliche Meinung Kubas mit der klaren Absicht zu 

manipulieren, die derzeitige Regierung Kubas zu destabilisieren? 

2. Sind Sie bereit, der österreichischen Haltung gegenüber dem 

völkerrechtswidrigen Betrieb von "TELE MARTI" in den zuständigen 

internationalen Organisationen, insbesondere auch in der ITU, ent­

sprechenden Ausdruck zu geben?" 

Da die Frage der Übereinstimmung des Betriebs des amerika­

nischen Fernsehsenders "TELE MARTI" mit dem internationalen Fern­
melderecht einen sehr wesentlichen Aspekt bei der politischen und 

rechtlichen Beurteilung des Vorgehens der Regierung der USA dar­

stellt, beehre ich miCh, die beiden Fragen unter einem wie folgt 

zu beantworten: 
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Die Regelungen des Internationalen Fernmeldevertrages (Nairobi 

1982) samt Vollzugsordnung (Radio Regulations) haben primär das 

Ziel, schädliche Beeinträchtigungen des internationalen Funkver­

kehrs zu vermeiden (Verbot der "schädlichen störungen" gemäß 
Artikel 35 Internationaler Fernmeldevertrag). Definiert wird der 

Begriff der "schädlichen störung" in Anlage 2 des Internationalen 
Fernmeldevetrages als "eine störung, welche die Abwicklung des 

Verkehrs bei einem Navigationsfunkdienst oder bei anderen Sicher­

heitsfunkdiensten gefährdet oder den Verkehr bei einem Funkdienst, 

der in übereinstimmung mit der Vollzugsordnung für den Funkdienst 

wahrgenommen wird, ernstlich beeinträchtigt, ihn behindert oder 

wiederholt unterbricht." 
Gem. Art. 30 Abs. 2 VO (Bestimmung Nr. 2666) darf die Leistung 

von Rundfunksendestellen, die Frequenzen unterhalb 5060 kHz oder 
oberhalb 41 MHz benutzen (außer im Frequenzbereich 3900-4000 kHz) , 

grundsätzlich ("in principle") den Wert nicht überschreiten, der 

zur wirtschaftlichen Wahrnehmung eines nationalen Funkdienstes 

guter Qualität innerhalb der Grenzen des betreffenden Landes er­

forderlich ist. Mit der Frage der Übereinstimmung des Sendebe­

triebs von IITele-Marti" mit dieser Bestimmung sind die kubanischen 

stellen an den aus unabhängigen Experten bestehenden Internatio­

nalen Ausschuß für Frequenzregistrierung (IFRB) herangetreten. 

Dieser hat in einem Schreiben an die US-Regierung - das über kuba­

nisches Ersuchen als Dokument des Sicherheitsrates an alle UN­

Mitgliedstaaten zirkuliert wurde - u.a. festgestellt, daß die 

Errichtung eines Funkdienstes durch die Vereinigten staaten mit 

einer derart hohen effektiven Antennenleistung nicht als "effi­

ziente Nutzung des Radiospektrums in einem Gebiet, das auch andere 

Länder einschließt, betrachtet werden kann." Der Ausschuß kommt 

daher zu dem Schluß, daß die Antennenausrichtung des Senders "TELE 

MARTI" nicht mit Ziel und Geist der Bestimmung Nr. 2666 der VO 

(Artikel 30 Abs. 2) in übereinstimmung steht. Der Betrieb des 

Fernsehsenders stelle daher eine Verletzung der Vollzugsordnung 

dar. Der Ausschuß verlangt von den USA, die technischen Charak­

teristika des Senders entsprechend zu ändern. Des weiteren infor­
miert der Ausschuß die amerikanische Regierung von einer Be­

schwerde der kubanischen Fernmeldeverwaltung über eine 
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"schädliche störung" (im sinne des oben zitierten Artikels 35 

Abs. 2 des Fernmeldevertrages) eines von Kuba in Havanna betrie­

benen Senders. Die Vereinigten staaten werden aufgefordert, diese 

störung ehestmöglich zu beseitigen. 

Es liegt nunmehr bei den Vereinigten staaten, die Ergebnisse 

der Unt~~suchungen des IFRB entsprechend zu berücksichtigen oder 

auch zu bestreiten. Im letzteren Fall läge eine streitigkeit 

zwischen den Vereinigten staaten und Kuba vor. Zur Lösung solcher 

streitfälle besteht gern. Art. 50 des Internationalen Fernmelde­

vetrages im Zusammenhang mit Artikel 82 der Allgemeinen Geschäfts­

ordnung der union ein entsprechendes streitschlichtungsverfahren, 

das von den betroffenen Mitgliedstaaten anzurufen wäre. 

Was die in Frage 2 angeschnittene österreichische Haltung bei 

der ITU betrifft, verweise ich darauf, daß gemäß einer Verordnung 

des Bundesministers für auswärtige Angelegenheiten vom 30. Oktober 
1985, BGBl. Nr. 463 aufgrund § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesminis­

teriengesetzes, das Bundesministerium für öffentliche wirtschaft 

und Verkehr zur Vertretung der Republik österreich bei der Inter­

nationalen Fernmeldeunion (ITU) ermächtigt wurde. Da jedoch durch 

die vorliegende Angelegenheit auch völkerrechtliche und außen­

politische Fragen berührt 'Nerden - die von der erwähnten Ermächti­

gung an das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Ver­

kehr ausdrücklich. ausS'Jenommen sind - "lerde ich, der wai teren Ent­

wicklung~der Angelegenheit auch vom Standpunkt meines Ressorts 

besonderes Augenmerk sc1)enken und die österreich ische Haltung bei 

der ITU im Einvernehmen mit dem Bundesminister für öffentliche 

wirtschaft und Verkehr festlegen. 

Ob, abgesehen von den technischen Aspekten des Sendebetriebes, 

allenfalls der Inhalt der Sendungen - wie in der Anfrage angenom­

men - eine Verletzung völkerrechtlicher Normen darstellt, kann 

ohne genaue Kenntnis der ausgestrahlten Sendeinhalte nicht beur­

teilt werden. Soweit aus öffentlichen amerikanischen Mitteilungen 

und aus Pressemeldungen bekannt ist, werden derzeit nur Sportund 

Kindersendungen ausgestrahlt. Die USA haben zwar angelcündigt, in 

weiterer Folge auch Sendungen politischen Inhalts 
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ausstrahlen zu wollen, doch dürfte die verwirklichung dieser Ab­

sicht im gegenwärtigen Zeitpunkt noch fraglich sein. Ganz allge­

mein wird diese Frage im Lichte des Interventionsverbots der 

Satzung der Vereinten Nationen zu beurteilen sein. Gemäß Artikel 2 

Ziffer 4 SVN ist die Anwendung und die Androhung von Gewalt in den 

zwischenstaatlichen Beziehungen verboten. Daraus folgt, daß alle 

Handlungen, die dem Staat zuzurechnen sind und die Gewalt erzeugen 

oder fördern, unzulässig sind. 

Auch wenn der Sendebetrieb des amerikanischen Fernsehsenders 

"TELE HARTI" mit dem internationalen Fernmelderecht nicht im Ein­

klang s·tehen sollte, vlird eine nicht nur an formalen Kritierien 

orientierte Gesamtbeurteilung nicht übersehen können, daß es sich 

bei Kuba um eine der letzten sozialistischen Diktaturen handelt, 

die sich Reformbestrebungen widersetzt und deren Menschenrechts­

verletzungen 1988, 1989 und 1990 von der Menschenrechtskommission 

der Vereinten Nationen behandelt worden sind. Ich erinnere in die­

sem Zusammenhnag daran, daß 1988 die Einsetzung einer diesbezüg­

lichen Arbeitsgruppe erfolgt ist und der Generalsekretär der Ver­

einten Nationen im Vorjahr von der Menschenrechtskommission den 

Auftrag erhalten hat, mit Kuba in Menschenrechtsfragen Kontakt zu 

pflegen. Ich konnte angesichts dieser Umstände auch nicht umhin, 

in meiner Rede vor der VN-Menschenrechtskommission.am 6. Februar 

d.J. in Genf auf diese offenkundigen Mißstände hinzuweisen. 

Eine - auch kritische - Auseinandersetzung mit dem politisChen 

System eines ande~en Staates (insbesondere auch mit der situation 

der Menschenrechte in diesem anderen Land) stellt im Lichte des 

ebenfalls völkerechtlieh verankerten Prinzips der Informations­

freiheit sowie der heute weitgehend anerkannten menschenrecht­

lichen Grundsätze keine EinmiSChung in die inneren Angelegenheiten 

eines fremden Staates dar. 

Im übrigen handelt es sich bei dieser Frage um eine bilaterale 

Streitigkeit, die zwischen den Beteiligten mit den Mitteln der 

friedlichen streitbeilegung auszutragen ist. österreich, das stets 

dafür eintritt, daß zwischenstaatliche streitigkeiten zwischen den 

Beteiligten mit friedlichen Mitteln beigelegt werden, wird sich 

auch im vorliegenden Fall für eine Einhaltung d~r einschlägigen 

Normen des Völkerrechts einsetzen. 
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